
 
1 

 

GEMEINDE ST.GANGLOFF 
 

BEBAUUNGSPLAN 
„Die Teßen-Felder, An der Tesse“ 

Bebauungsplan gem. § 8 Baugesetzbuch 
 

1. Planänderung 
 

  
        Bildquelle:open street maps 

 
    Auftraggeber: Gemeinde St. Gangloff  
 
    Planer: ARC ARCHITEKTUR CONCEPT  
 STAUDTE Freiraumgestaltung + Stadtplanung 
 Dipl. Ing. Sylvia Staudte 
  
 

 

 

 

       Zwickau/St. Gangloff 28.05.2026  



 
2 

 

 
 

Inhaltsverzeichnis 
1.  VORBEMERKUNGEN ................................................................................................................. 3 
2. BEGRÜNDUNG DER PLANÄNDERUNG ........................................................................................ 3 
2.1 Anlass der Planaufstellung zur 1. Planänderung ................................................................... 3 
2.2 Räumlicher Geltungsbereich .................................................................................................. 3 
2.3 Planungsvorgaben durch kommunale und regionale bzw. Landesplanungen ...................... 3 
2.4 Rechtsgrundlagen, Wahl des Verfahrens .............................................................................. 4 
3. PLANUNG ................................................................................................................................ 6 
3.1 Zustand des Planungsgebietes .............................................................................................. 6 
3.2 Geplante Entwicklung ............................................................................................................ 6 
4. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN DER 1. PLANÄNDERUNG ................................................... 7 
4.1 bauordnungsrechtliche  Festsetzungen ................................................................................. 7 
5. RECHTSGRUNDLAGEN ............................................................................................................................ 9 

 

 

 
  



 
3 

 

1.  Vorbemerkungen 
 

Der Bebauungsplan Nr. 1 /91 der Gemeinde St. Gangloff, genehmigt am 07.08. 1991 verfolgte das Ziel, 
großflächig Gewerbe in der Gemeinde anzusiedeln. Die Flächen sind nicht völlig ausgeschöpft und die 
Gemeinde bemüht sich aktiv um Auslastung der verbliebenen Flächen durch Neuansiedlungen bzw. 
Erweiterungen gewerblicher Betriebe.  

Die Festsetzungen im Bebauungsplan, insbesondere die Dachform- und Dachneigung sowie die 
festgesetzten Schutzstreifen für die Hochspannungsfreileitung entfallen. 
 

2. Begründung der Planänderung 
2.1 Anlass der Planaufstellung zur 1. Planänderung 

Anlass der Planaufstellung zur 1. Planänderung ist die Planungsabsicht der Gemeinde St. Gangloff, die 
Festsetzungen an einen tatsächlichen und zeitgemäßen Stand anzupassen. Über die Jahre hinweg 
haben sich Änderungen, wie der Entfall des Schutzstreifens für die 20 kV-Trasse ergeben. Auch die 
Festsetzung von Satteldächern ist für Gewerbeanlagen nicht unbedingt günstig. Gewerbebauten 
werden oftmals mit Flachdächern errichtet, da der durch das Satteldach erzeugte Dachraum für die 
Nutzung nicht notwendig ist. Durch einen geplanten Erweiterungsbaute wurden die genannten 
Probleme sichtbar und sollen nunmehr mit der 1. Planänderung neu geregelt werden.  
 

2.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Planänderung ist deckungsgleich mit dem Geltungsbereich des 
rechtsgültigen Bebauungsplanes. 

2.3 Planungsvorgaben durch kommunale und regionale bzw. Landesplanungen 

Landesentwicklungsprogramm (LEP) 

Der Landesentwicklungsplan Thüringen (LEP 2025) legt die Ziele der Landesplanung für den Freistaat 
Thüringen fest. 

Raumkategorie: St. Gangloff liegt in einem Raum mit ausgeglichenem Entwicklungspotenzial, jedoch 
mit demografischem Anpassungsbedarf (gemäß Karte 2 des LEP). 

Entwicklungskorridor: Die Gemeinde befindet sich an einem Entwicklungskorridor entlang der BAB 9. 
In diesen Korridoren sollen innovative Gründungen sowie attraktive Industrie- und Gewerbeflächen 
gefördert werden. 

Daseinsvorsorge: Die Daseinsvorsorge für St. Gangloff wird durch das teilfunktionale Mittelzentrum 
Hermsdorf-Bad Klosterlausnitz sichergestellt. 

Ortsumfahrung: Ein Korridor für eine nördliche Ortsumfahrung ist dargestellt, der Zeithorizont dafür 
ist jedoch noch unbekannt. Im in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplan wird der Bereich als 
Fläche für Solaranlage als temporäre Nutzung vorgesehen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die geplante Änderung des Bebauungsplans den Zielen der 
Landesplanung entspricht. 

 
Regionalplan Ostthüringen 

Im Regionalplan werden die Ziele der Raumordnungs- und Landesplanung räumlich und sachlich 
ausgeformt. Für St. Gangloff werden zusammengefasst folgende Ziele formuliert: 
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Lage und Raumkategorie: St. Gangloff liegt in einem ländlichen Raum mit besonderem 
Handlungsbedarf, der primär der Stabilisierung und Entwicklung dient. 

Wohnfunktion: Die Gemeinde ist als Wohnstandort für die Grundversorgung ausgewiesen, wobei die 
Innenentwicklung Vorrang vor einer Neuausweisung von Bauflächen haben soll. 

Infrastruktur: Der Plan betont die Sicherung und Entwicklung der grundlegenden technischen und 
sozialen Infrastruktur. 

Wirtschaft und Tourismus: Es besteht das Ziel, die kleinräumige Wirtschaft zu fördern und den 
naturnahen Tourismus zu entwickeln, insbesondere unter Berücksichtigung der Nähe zum Holzland. 

Umwelt und Natur: Der Regionalplan hebt die Bedeutung der Gemeinde in Bezug auf den Schutz von 
Natur und Landschaft hervor, da Teile des Gemeindegebietes in Landschaftsschutzgebieten liegen und 
eine hohe Bedeutung für die Biodiversität aufweisen. Für die Verwaltungsgemeinschaft Hermsdorf 
wurde ein Landschaftsplan durch das Landratsamt erstellt. Das Gewerbegebiet ist als Bestand 
dargestellt. 

Fazit ist, das die geplante Änderung des Bebauungsplanes den Zielen der Regionalplanung nicht 
entgegensteht. 

 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde St. Gangloff befindet sich in Aufstellung. Im Vorentwurf ist 
das Gebiet als Gewerbegebiet gekennzeichnet. Die Planänderung steht der geplanten Flächennutzung 
nicht entgegen. 

 

2.4 Rechtsgrundlagen, Wahl des Verfahrens 

Der Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung des als Satzung beschlossenen Bebauungsplanes wurde 
am 27.09.2023 und wurde am 16.10.2023 öffentlich bekannt gemacht.  

Die 1. Planänderung des Bebauungsplans erfolgt auf Basis des § 13 (vereinfachtes Verfahren) des 
BauGB.  

§ 13 BauGB Vereinfachtes Verfahren: 

Werden durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans [….] die Grundzüge der Planung nicht 
berührt, kann die Gemeinde das vereinfachte Verfahren anwenden, wenn 

1.  die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird, 

2.     keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b 
genannten Schutzgüter bestehen und 

3.     keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Begründung 

Die Grundzüge der Planung werden nicht berührt, da durch diese bereits ein Gewerbegebiet 
planungsrechtlich gesichert ist und die beabsichtigten Änderungen (Entfall der Stromtrassen, 
Änderung der Dachform) die Grundzüge der Planung nicht berühren. 

Eine Beeinträchtigung der Schutzgüter gem. § 1 Abs.6, Ziff. 7b-Nataura 2000 Gebiete, besteht nicht, 
da sich weder in räumlicher Entfernung als auch im funktionellen Zusammenhang ein derartiges Gebiet 
befindet. 
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Es gibt ebenso wenig Anhaltspunkte das bei der Planung Berührungspunkte mit § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU -Seweso III-Richtlinie) gibt. 

Verfahren: 

Im vereinfachten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 
1 und § 4 Absatz 1 abgesehen werden und wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem 
Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 
10a Absatz 1 abgesehen. Der § 4c BauGB (Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen) ist 
nicht anzuwenden. Bei der Beteiligung nach Absatz 2 Nummer 2 wird darauf hingewiesen, dass von 
einer Umweltprüfung abgesehen wird.  

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 
und 3 Satz 1 sinngemäß. 
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3. Planung 
3.1 Zustand des Planungsgebietes 

 

Die im Rahmen der Satzungsfassung ausgewiesenen gewerblichen Bauflächen sind zum Teil für 
Gewerbe baulich genutzt, teilweise erfolgt eine Nutzung als Freiflächenphotovoltaikanlage. Die 
geplante Erschließung ist weitgehend umgesetzt. Allerdings wurde die 20 kV-Erschließung an dieser 
Stelle nicht umgesetzt und damit wird der Schutzstreifen nicht benötigt. Der westlich angrenzende 
Bereich des Gebietes (Baufeld GE14) ist noch unbebaut. 

3.2 Geplante Entwicklung 
 
Nutzung 

Die Festsetzungen für gewerbliche Bebauung soll im gesamten Bebauungsplanbereich an eine 
zeitgemäße und wirtschaftliche Baukörpergestaltung angepasst werden. Zudem soll die durch den 
Entfall des Schutzstreifes verfügbare Fläche in die Bebauung einbezogen werden. Insgesamt wird eine 
Flexibilisierung der Bebaubarkeit erreicht. 

Weitere Auswirkungen 

Für den Schutzstreifen gilt die grünordnerische Festsetzung pfb-u-Uneingeschränkte Pflanzbindung für 
private Grundstücke. Demnach ist die Fläche mit standortgerechten laubabwerfenden Gehölzen zu 
bepflanzen und gärtnerisch zu unterhalten, und zwar je 1 qm mit 1 Strauch. Pflanzhöhe mind. 1m und 
je 100 m² ein Baum, Pflanzhöhe mind. 1,5 m. Befestigungen innerhalb dieser Fläche sind untersagt. 

Festzustellen ist, dass diese Festsetzung nicht umsetzbar war und ist, da in Schutzstreifen keine Bäume 
zulässig sind. Anhand der Planzeichnung ist nicht erkennbar, wo der Schutzstreifen genau verläuft. Die 
Schutzstreifenbreite ist abhängig von den Vorgaben des Versorgers. Eine Baumpflanzung unter einer 
Freileitung bzw. im Sicherheitsabstand war auch zur Zeit der Aufstellung nicht zulässig. 

Der Freihaltestreifen wird durch eine insgesamt 3 m breite Baumhecke gem. Pflanzliste ersetzt. 
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4. Begründung der Festsetzungen der 1. Planänderung 
 

4.1 bauordnungsrechtliche Festsetzungen  

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen werden ausschließlich in textlicher Form geändert bzw. 
angepasst. Die Nutzungsschablonen werden nicht geändert. 

4.1.1 Festsetzung:  

1. Die Festsetzungen zum Entfall und den Änderungen der Festsetzungen des Rechtsplans und 
die neuen Festsetzungen in Bezug auf die Dachform, die Dachneigung und möglichen 
Dachaufbauten gelten für den gesamten Geltungsbereich des Plangebietes. Die 
dementsprechenden Festsetzungen gelten im Rechtsplan für alle gekennzeichneten 
Gewerbegebiete (GE). 
 

2. Rechtsplan: Für alle GE im Bebauungsplan wurden Satteldächer mit unterschiedlichen 
Dachneigungen von mindestens 15 bis maximal 50° zeichnerisch in der Nutzungsschablone 
festgesetzt und der Planzeichenerklärung erläutert. 
Textliche Festsetzungen zur Dachform und der Dachneigung wurden im Rechtsplan nicht 
ausgeführt. 
1. Änderung: Die Festsetzungen auf der Planzeichnung (zeichnerische Festsetzung in 
Nutzungsschablonen Planzeichnung und Planzeichenerklärung) zu Dachform und Dachneigung 
wird aufgehoben. Die alleinig zulässige Form des Satteldaches in unterschiedlichen 
Dachneigungen entspricht kaum der Architektur moderner Gewerbebauten und ist unter 
Umständen auch für den Nutzer ineffizient, wenn Teile des umbauten Raums (Dachraum) nicht 
oder nur untergeordnet genutzt werden können.  
Planungsziel: Die Festsetzung dient der Flexibilisierung und Vereinfachung in der 
Umsetzung. 

4.2     bauplanungsrechtliche Festsetzungen § 16 Abs, 2 Ziff.4 und Abs.6 sowie § 18 
BauNVO 
 
 

1. 1. Änderung: Für die Attikahöhe (AH) wird festgesetzt, dass sie maximal 1,5 m über der für das 
jeweiligen GE festgesetzten Traufhöhe liegen darf. 
Begründung: Im Rechtsplan sind lediglich Traufhöhen festgesetzt. Mit den ebenfalls 
festgesetzten unterschiedlichen Dachneigungen können sich, in Abgängigkeit von Kubatur und 
Dachneigung, erhebliche Gesamthöhen ergeben. Die Festsetzung der Gebäudehöhe hat 
essenzielle städtebauliche Auswirkungen, sowie Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Um 
die Festsetzung auf alle Dachformen zu beziehen, wird neben Traufhöhe die Attikahöhe 
festgesetzt. Da es zur Traufhöhe im Rechtsplan keinen Höhenbezug gibt, wird die neue 
Festsetzung für die Attikahöhe auf die Traufhöhe im jeweiligen GE bezogen. Für nunmehr 
zulässige Flachdächer ist die Traufhöhe nichtzutreffend, sondern die Oberkante der Attika. Mit 
der mit der 1. Änderung zulässigen Höhe der Attika mit 1,5 m Maximum über der für das Gebiet 
festgesetzten Traufhöhe wird zwischen einer möglichen Firsthöhe bei Sattelfach oder Pultdach 
und Flachdach vermittelt.  
Ziel: Damit soll bei einer Verwendung von Flachdächern ein ähnlicher umbauter Raum möglich 
sein. 
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2. 1. Änderung: Dachaufbauten wie Lichtkuppeln und -Sheds sowie für die Nutzung notwendigen 
technische Aufbauten sind auf maximal 1/3 der Dachfläche zulässig. Von der Einschränkung 
ausgenommen sind Solaranlagen. 
Begründung: Da mit den Dachaufbauten die festgesetzte Dachlandschaft erheblich überformt 
werden kann, wurde die maximale Größe der Fläche für die Aufbauten im Verhältnis zur 
Dachfläche festgesetzt. Insbesondere notwendig ist eine Begrenzung der Aufbauten in Bezug 
auf die mit der 1. Änderung zulässigen Flachdächer. Ausgenommen von dieser Begrenzung 
sind Solaranlagen, da de Ausbau erneuerbarer Energien den landespolitischen Zielen zu 
Klimaschutz und Energiewende entspricht. 
Ziel: Flexible, zeitgemäße Nutzung der Dachflächen 
 

3. 1. Änderung: Ergänzend zu den Traufhöhen im Rechtsplan wird für die Attikahöhe bei 
Flachdächern festgesetzt, dass sie maximal 1,5 m, über der für das jeweiligen GE festgesetzten 
Traufhöhe liegen darf. 
Technische Anlagen, Belichtungsanlagen und Solaranlagen nach 3. dürfen die in den jeweiligen 
GE festgesetzten Traufhöhen oder Attikahöhe (AH) um bis zu maximal 1,5 m überschreiten. 
Ausnahmen sind für nutzerspezifische fernmeldetechnische Anlagen zulässig. 
Begründung: Die Gebäudehöhen insgesamt sind städtebaulich, zumal sich das Gebiet an einem 
Hang entwickelt, relevant. Für alle GE sind im Rechtsplan ausschließlich Satteldächer 
festgesetzt. In Abhängigkeit von der Kubatur und der konkreten Dachneigung (Festsetzung 
variabel), sind u.U. erhebliche Gesamthöhen der Gebäude möglich. Mit der Festsetzung einer 
maximalen Attikahöhe mit Bezugnahme auf die Traufhöhe wird, ohne in die Festsetzungen des 
Rechtsplans einzugreifen, eine städtebaulich verträgliche Möglichkeit der Begrenzung der 
Gebäudehöhen möglich. Dachaufbaute sind gerade bei gewerblicher Nutzung zu 
unterschiedlichen Zwecken oftmals notwendig. Insbesondere notwendig ist eine Begrenzung 
der Aufbauten in Bezug auf die mit der 1. Änderung zulässigen Flachdächer. Lüftungsanlagen 
o.a. technische Anlagen, aber auch Solaranlagen sollen in bestimmten Umfang auf dem Dach 
zulässig sein, aber die Höhenbegrenzung nicht komplett aushebeln. Betriebsbedingte 
nutzerspezifische fernmeldetechnische Anlagen, die das festgesetzte Maß überschreiten, 
können ausnahmsweise zugelassen werden. 
Ziel: Flexible, zeitgemäße Nutzung der Dachflächen 
 

4. Die Festsetzungen zum Verlauf und zum Sicherheitsstreifen der 20 kV Mittelspannungs-
Freileitung entfallen.  
 
Begründung: Die 20 kV Trasse ist in diesem Bereich nicht mehr notwendig. Die zur Versorgung 
bestimmten Kabel wurden weitgehend in der Straße Am Wachtelberg verlegt. 
Ziel: geringfügige Vergrößerung der bebaubaren Fläche. 

 

5. Zeichnerische Festsetzung (Planzeichnung): Beidseits der Trennungslinie zur Abgrenzung 
unterschiedlicher Nutzung (Nr.15.14 PlanZV) der Zwischen GE 15 und GE 15 sowie GE 18 und 
GE 17 wird eine einreihige Strauchhecke von je 1,5 m Breite beidseits gem. Punkt 1.1 der 
grünordnerischen Festsetzungen des Rechtsplans festgesetzt. Baumpflanzungen sind nicht 
zulässig.  
Begründung: Die 20 kV-Trasse ist nicht mehr notwendig und muss daher nicht mehr gesichert 
werden. Die festgesetzte Bepflanzung war unter der Trasse nicht umsetzbar (Bäume). Eine 
effektivere Nutzung der erschlossenen Baufläche ist durch die bauliche Nutzung des 
Schutzstreifens möglich. Die im Bereich des 20 kV Kabels festgesetzte und zu bepflanzende 
Freihaltezone wurde südlich der Erschließungsstraße bereits partiell bebaut und zwischen den 
Grundstücken begrünt, so dass eine Durchgängigkeit einer breiten Grünverbindung in diesem 
nicht existiert. 
Ziel: geringfügige Vergrößerung der Baufelder und Trennung durch einen Grünstreifen, der die 
planerische Intention in abgeschwächter Form wieder aufnimmt. Bäume sind nicht zulässig, 
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da, für den Fall, dass mit der Kötellinie eine Grundstücksgrenze verläuft, für Baumpflanzungen 
größere Abstände zur Grundstücksgrenze notwendig wären (Thüringer Nachbarrechtsgesetz 
(ThürNG).  
 

 

 

 Bebautes GE 15 und unbebautes GE 14 
 

Festsetzung: Die Baugrenzen der GE 14, GE 15, GE 17 und GE 18 werden mit je 3m Abstand 
beidseits der der Linie zur Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsarten festgesetzt. 
Begründung: 3m beträgt der bauordnungsrechtliche Mindestabstand von der 
Grundstücksgrenze. In Abstandsbereich können Pflanzungen verortet werden. Der für 
konkrete Bauwerke zulässige Abstand richtet sich nach der ThüBO.  
Ziel: geringfügige Vergrößerung der Baufelder 

5. Rechtsgrundlagen 
 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert 
worden ist. 
- Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 
- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert 
worden ist. 
- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist.
 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) geändert worden ist. 
- RICHTLINIE 92/43/EWG DES RATES vom 21. Mai 1992 
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zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-
Richtlinie). 
- "Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 84) geändert worden ist. 
 
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 
 
Auf die Beachtlichkeit anderer geltender Gesetze und Richtlinien, die nicht in der obenstehenden 
Zusammenstellung aufgeführt sind, wird hingewiesen. Alle Rechtsgrundlagen gelten in der derzeitigen 
Fassung.   
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